
Mehr Frieden wagen ... 
 Wege zur Überwindung von Gewalt – 
Sieben Jahre Ziviler Friedensdienst
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Programm einzubinden: Vertreter der ZANU PF, aber 
auch der größten Oppositionspartei MDC (Movement 
for Democratic Change), Vertreter/innen der Kirchen 
und Frauenorganisationen sowie Kriegsveteranen – ge-
rade letztere hatte die Mugabe-Regierung oft instru-
mentalisiert.

Die auf Distriktebene agierenden Friedenskomitees 
richten sich bei jedem ihrer Treffen an eine andere 
Gemeinde im Landkreis, um mit den Menschen über 
Frieden und Menschenrechte, über Demokratie und 
Gewaltfreiheit zu diskutieren. Lokale Friedensaktivisten 
(Animateure) unterstützen diese Arbeit und halten den 
Kontakt zu den Komitees, wenden sich aber auch im-
mer wieder direkt an die Bevölkerung. Neben der Auf-
klärungsarbeit und der offensichtlichen Demonstration, 
dass auch in Simbabwe politische Gegner konstruktiv zu-
sammen arbeiten können, werden die Friedenskomitees 
aktiv, wenn politisch bedingte Gewalt droht: zum Bei-
spiel bei Wahlkampfveranstaltungen oder bei politisch 
begründeter Verweigerung bestimmter Leistungen. So 
verwehrte die Regierung mehreren Familien Nahrungs-
mittelhilfe, weil sie die Oppositionspartei unterstützen. 
Das Friedenskomitee schaltete sich ein und überzeugte 
die Verantwortlichen, die Nahrungsmittelhilfe fortzufüh-
ren. Ein anderer Zwischenfall betraf die Familie eines 
vergewaltigten Kindes, die sich zur Selbstjustiz entschlos-

sen hatte und den Vergewaltiger töten wollte. Mitglieder 
des Friedenskomitees konnten die Familie von einem 
gewaltfreien Vorgehen überzeugen. Sie sorgten dafür, 
dass das Opfer medizinisch versorgt wurde – den Täter 
brachten sie vor Gericht. 
Zimcet initiiert und koordiniert solche Aktivitäten. Da-
bei erfordert bereits die Einrichtung der Friedensko-
mitees viel Lobbyarbeit bei den Leitungsgremien der 
politischen Parteien. Diese politische Absicherung muss 
durch die Organisation kontinuierlich gewährleistet 
werden, damit die Komitees zunehmend Einfluss auf die 
Gestaltung lokaler Friedensprozesse nehmen können. 
Und schließlich lebt die Arbeit der Komitees davon, dass 
Mitglieder und Animateure in Themen der zivilen Kon-
fliktbearbeitung und Demokratieentwicklung geschult 
und trainiert werden.

Zurück zu Adane Ghebremeskel. Er hat vor allem die 
Aufgabe, das Projekt konzeptionell zu begleiten. Zu-
nächst entwickelte er die Trainingsmodule, arbeitete 
aber auch selbst als Trainer und gab wichtige Anstöße 
zum begleitenden Monitoring der Arbeit in den Komi-
tees. Seit vier Jahren leitet ein simbabwischer Kollege, 
der die Region sehr gut kennt, das Projekt und führt 
Trainingseinheiten auf der Dorfebene durch. Ziel dieser 
Maßnahme ist es, Gewaltfreiheit, konstruktive Konflikt-
bearbeitung und Demokratie auch an der gesellschaftli-
chen Basis zu stärken. Adane Ghebremeskel entwickelt 
währenddessen die Konzepte stetig weiter und beglei-
tet „training-of-trainers“-Workshops, um weitere Multi-
plikatoren und Trainer auszubilden. 

Dialog und weniger Gewalt 
Im Projektgebiet sind beständige Ansätze für den Dialog 
der beiden wichtigsten politischen Kontrahenten und 
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eine gemeinsame Friedenskonsolidierung festzustellen. 
Ein weiterer Erfolg: Die Märzwahlen 2005 waren – un-
geachtet der oben beschriebenen Einschränkungen – 
die Wahlen mit den wenigsten Vorfällen offener Gewalt 
seit langem. Während früher Funktionäre der ZANU PF 
und MDC verantwortlich waren für die Initiierung von 
Gewalt, gehören viele von ihnen heute zu den Friedens-
komitees und damit zu den Befürwortern einer gewalt-
freien Lösung politischer Konflikte.
Wenn diese positive Entwicklung anhalten soll, muss es 
gelingen, die neuen Einstellungen und Verhaltensweisen 
an den (kleinen) Schalthebeln der Macht aufrecht zu 
erhalten. Grundlage für eine friedvolle Zukunft ist ein 
gesellschaftliches Klima, in dem Gewalt zur Durchset-
zung politischer Ziele delegitimiert ist. Die weiteren 
Erfolgschancen des Projekts hängen sowohl von der 
politischen Entwicklung in Simbabwe als auch von den 

Möglichkeiten Zimcets ab, den verfolgten Ansatz der 
Community-Orientierung weiter umzusetzen.
Da es sehr unterschiedliche Einschätzungen zur Politik 
Mugabes und der ZANU PF gibt, ist keine verlässliche 
Voraussage darüber möglich, ob die neu erworbe-
ne Zweidrittelmehrheit im Parlament zu einem ent-
spannteren Umgang mit der Zivilgesellschaft und den 
Freiheitsrechten der Bevölkerung führt, oder ob diese 
Mehrheit genutzt wird, die autoritäre Herrschaft härter 
als bisher fortzuführen. In den letzten Monaten ist Zim-
cet im Unterschied zu den vorhergehenden Jahren nicht 
mehr bedroht worden. Dies kann als ein hoffnungsvol-
les Zeichen für die Überzeugungskraft der Projektarbeit 
gesehen werden. Zimcet, eine ausgesprochene Bürger-
rechts- und Friedensorganisation, wird ihren Communi-
ty-orientierten Ansatz mit Unterstützung professionel-
ler Friedensfachkräfte unbeirrt weiterverfolgen. 

Zimcet-Workshops bringen der Bevölkerung Prinzipien der Toleranz, Demokratie und des gewaltfreien Interessensausgleichs nahe
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Versöhnungsarbeit schafft Zukunft 

Von 1991 bis 2002 tobte in Sierra Leone ein Bürger-
krieg, der mehr als 50.000 Menschen das Leben koste-
te, über zwei Millionen zu Flüchtlingen machte und der 
Mehrheit der Bevölkerung physischen wie psychischen 
Schaden zufügte. Die Situation, die 1991 zum Ausbruch 
des Bürgerkrieges führte, war von extrem hoher Ar-
beitslosigkeit geprägt. Drogenmissbrauch, Analphabetis-
mus und Militarisierung – zum Beispiel in Form einer 
weiten Verbreitung von Kleinwaffen – nahmen stetig zu. 
Bildung war nach Ansicht der Herrschenden kein Recht, 
sondern ein Privileg. Die Frustration der benachteiligten 
Bevölkerungsschichten wuchs, besonders Jugendliche 
waren perspektiv- und orientierungslos. So entstand ein 
Klima, das den Ausbruch des Krieges begünstigte. Gera-
de junge Menschen griffen zur Waffe und schlossen sich 
den Rebellen an. 

Während des elfjährigen Bürgerkriegs waren immer 
wieder Bildungsinstitutionen Ziel der Auseinanderset-
zungen. Schulen wurden verwüstet und zerstört, Lehrer 
und Schüler gezwungen, die Institutionen zu verlassen, 
Kinder verschleppt und als Soldat/innen missbraucht. 
Nahezu alle Bildungsprogramme fielen diesem Kli-
ma von Angst und Unsicherheit zum Opfer. Bis heute 
herrscht im Land eine komplexe Nachkriegssituation. 
Viele der vom Krieg gezeichneten Menschen befinden 
sich weiterhin im Prozess, ihre Wunden zu heilen und 
wieder ein Selbstwertgefühl aufzubauen, damit sie ihren 
Alltag einigermaßen bewältigen können. Nach Schät-
zungen ist ein Drittel der (ehemaligen) Bevölkerung 
intern oder extern vertrieben. Noch immer sind große 

Teile des Landes entvölkert, während Freetown und der 
Westen des Landes mit der Zuwanderung heimatloser 
Menschen völlig überfordert sind. Tausende leben noch 
heute in Flüchtlingslagern, wo sie von der Unterstützung 
humanitärer Organisationen oder dem guten Willen von 
Familienmitgliedern abhängig sind. Und das Bildungssys-
tem ist immer noch weitestgehend gelähmt.

Perspektiven schaffen 
Die Situation stellt die Regierung wie auch Nichtregie-
rungsorganisationen, die im Bildungsbereich arbeiten, 
vor eine immense Herausforderung: Sie müssen im 
Rahmen von formeller und informeller Bildung nicht nur 
eine (ökonomische) Perspektive für Jugendliche entwi-
ckeln, sondern auch ein Normen- und Wertesystem, 
das ein tragfähiges Fundament für ein friedvolles Zu-
sammenleben in der Gesellschaft Sierra Leones werden 
kann. Werte, wie mit anderen zu teilen und anderen zu 
helfen, gehören genauso dazu wie die Kenntnis der ei-
genen Vergangenheit, der Traditionen, der Ursachen des 
Krieges und das Wissen über Demokratie und Men-
schenrechte. 
Die Sierra Leone Adult Education Association (SLA-
DEA), vor allem wegen ihrer umfassenden Alphabeti-
sierungsarbeit im ganzen Land be- und anerkannt, greift 
diese Themen in ihren verschiedenen gemeindegetra-
genen Bildungs- und Ausbildungsprogrammen auf (Um-
welt- und Ressourcenschutz, Basis-Bildung, Vermittlung 
beruflicher Fertigkeiten). Bewusst richtet sich SLADEA 
dabei auch an Ex-Kombattanten und ehemalige Kinder-
soldaten. Dabei behandelt sie diese Zielgruppe nicht 

S I E R R A  L E O N E
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separat, sondern bezieht sie mit anderen Bevölkerungs-
gruppen gemeinsam in die Programme ein. SLADEA 
wurde 1978 gegründet und hat ihre Arbeit auch in Zei-
ten des Bürgerkrieges nie völlig aufgegeben. 

Ziel des ZFD-Programms ist, die gemeinwesenorien-
tierte Versöhnungsarbeit von SLADEA zu stärken. In der 
ersten Phase unterstützte die Friedensfachkraft Kathari-
na Schilling SLADEA vor allem bei der Implementierung 
non-formaler Bildungs- und Umweltschutzprogramme. 
Nachdem sich die Sozialökonomin aus Hamburg einge-
arbeitet und das Vertrauen innerhalb der Organisation 
und der Zielgruppen gewonnen hatte, konnte sie sich 
der Friedensarbeit im engeren Sinne zuwenden: Trainings 
mit sensitiven Themen wie Konfliktlösungsstrategien, 
Versöhnungsarbeit und Mediation, Arbeit mit Multipli-
kator/innen, die erlernte Inhalte an Gemeindemitglieder 
und Schüler/innen weitergaben. Heute liegt der Schwer-
punkt ihrer Tätigkeit auf der Konzeption und Umsetzung 
von Programmen, die sich gezielt mit der Nachkriegssi-
tuation und Konfliktprävention auseinandersetzen. Zum 
Beispiel bildet sie die Mitarbeitenden in allen SLADEA-
Zweigstellen in gewaltfreier Kommunikation, Mediation 
und Versöhnungsarbeit fort. Lehr- und Lernmaterialien 
in den Bereichen Friedenserziehung und Gesundheit hat 
sie gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort erarbeitet – so zum Beispiel das „SLADEAs Hand-
book for Mediation“. Im Erwachsenenbildungsunterricht 
von SLADEA gehört gewaltfreie Kommunikation inzwi-
schen als fester Bestandteil zum Curriculum.

Stabilisierung des fragilen Friedens
Friedensorientierte Kräfte und Organisationen nutzten 
das Beratungs- und Trainingspotenzial von Katharina 
Schilling intensiv. SLADEA hat bis heute über 50 Men-
schen im gewaltfreien Umgang mit Konflikten ausgebil-
det, die ihrerseits nun in verschiedenen Landesteilen Trai-
nings anbieten. Als Multiplikatoren haben sie bisher über 
600 Teilnehmende erreicht. Der Gedanke, dass Konflikt-
lösungen immer beiden Seiten Vorteile bieten müssen, 
war ungewohnt. Der Direktor von SLADEA berichtet, 
dass seine Landsleute zuerst geradezu schockiert wa-
ren, dass es keine scharfe Trennung zwischen Gut und 
Böse geben sollte und Rache sinnlos sei. Inzwischen sei-
en durch die Projektzusammenarbeit mehr und mehr 
Menschen überzeugt, dass gewaltfreie Konfliktlösung die 
einzige Möglichkeit für ein friedliches Miteinander in Si-
erra Leone ist. Katharina Schilling überzeugt Menschen 
mit ihrer klaren Vision und ihrem sensiblen aber den-
noch bestimmten Auftreten. 

Selbst wenn die Polizei bereits eingeschaltet ist, ziehen 
viele Gemeinden inzwischen Trainer zu Streitfällen hinzu, 
die bei SLADEA eine Ausbildung in gewaltfreier Kom-

munikation absolviert haben. Als in Kabala, einer Klein-
stadt im Norden, die Wahl eines neuen „Chiefs“ anstand, 
kam es zu starken Spannungen zwischen den Familien 
und Anhängern der Kandidaten. Der Verlierer wollte 
die Wahlniederlage nicht akzeptieren und der Streit 
drohte, die ganze Gemeinde zu erfassen. Als einer der 
ausgebildeten Trainer mit den beiden Chief-Anwärtern 
dem Streit auf den Grund ging, stellte sich heraus, dass 
die Parteien nicht um Macht stritten, sondern wegen 
eines alten Familienzwists. Gemeinsam klärte man die 
Vorwürfe und der Verlierer konnte daraufhin den Wahl-
sieg seines Konkurrenten anerkennen. Es gibt Anzeichen, 
dass es in betroffenen Gemeinden weniger häufig zu 
gewaltsamen Konflikten kommt und dass auch Familien 
und Eheleute anders mit Gewalt umgehen. 

Die zukünftigen Generationen in Sierra Leone sollen die 
Chance gewinnen, aus den Problemen der Vergangen-
heit zu lernen und eigene Perspektiven zu entwickeln. 
Dabei brauchen Jugendliche wie Ex-Kombattanten oder 
Opfer neben psycho-sozialer Unterstützung unbedingt 
die Chance, eine eigene Existenz aufbauen zu können. 
So ist es ein Erfolg von SLADEA und Katharina Schilling, 
dass sie nun neben den Trainings in gewaltfreier Kommu-
nikation und Konfliktbearbeitung auch Projekte für den 
Einstieg ins Berufsleben vermitteln können. Beispielswei-
se können Jugendliche zukünftig in Waterloo, einer Stadt 
20 Kilometer von Freetown entfernt, neben Rechnen, 
Lesen und Schreiben auch das Keramikhandwerk erler-
nen und ihre Produkte verkaufen – die Idee kam von 
den Jugendlichen selbst. Das erlernte Konfliktverhalten 
können sie gleich im Arbeitsalltag anwenden. Die Verbin-
dung von Training, psycho-sozialer Begleitung und öko-
nomischer Perspektive ist ein entscheidender Beitrag 
zur Stabilisierung des fragilen Friedens im Lande. 
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Begleitung von bedrohten Menschenrechtsverteidigern 
Wenn Kula, die 5-jährige Tochter von Obtilia Eugenia Ma-
nuel vor dem Haus mit den Figuren eines Bauernhofes 
spielt, nennt sie die grünen Plastikfiguren wie selbstver-
ständlich „guachos“, Soldaten. So nennt man die Militärs 
in der Region La Montaña, Guerrero. Ihre Mutter ist eine 
Menschenrechtsverteidigerin der OPIM, der Organisati-
on des indigenen Volkes der Me‘Phaa. Auf einer Konfe-
renz über die Rechte der indigenen Völker Mexikos im 
Dezember 2004 berichtet sie von der Vergewaltigung 
zweier Frauen der Me‘Phaa im Jahr 2002 durch Mitglie-
der des Militärs. Fünf Tage später erhält sie einen Brief, 
in dem ihr und ihrer Familie gedroht wird: „Du wirst 
sehr bald in Frieden ruhen ... Genug der dummen Lügen 
über die Vergewaltigung von Valentina und Inés ... Wir 
werden Dir gerne etwas antun, damit sich die Würmer 
unter der Erde freuen, die Hunger nach Dir haben.” In 
den folgenden Wochen berichtet Obtilia Eugenia Ma-
nuel von weiteren Einschüchterungsversuchen, sie wird 
überwacht. Sie traut sich nicht mehr, ihr Haus in Ayutla 
zu verlassen. In den abgelegenen indigenen Gemeinden 
kann sie nicht mehr arbeiten, da die starke Präsenz des 
Militärs eine zu große Gefahr für sie darstellt. 
Sie bittet die Internationalen Friedensbrigaden, die peace 
brigades international (pbi), um schützende Begleitung. 
Seit Februar 2005 übernehmen Friedensfachkräfte von 
pbi diese Aufgabe, wenn Obtilia Eugenia Manuel in Ay-
utla oder auf Reisen ist. Alexander Blessing, ein 35-jäh-
riger Krankenpfleger und Absolvent des Studiums der 
Regionalwissenschaften Lateinamerika aus Köln, ist seit 
März 2005 eine von drei Friedensfachkräften der pbi 
im Zivilen Friedensdienst. Er ist Teil einer internationa-
len Präsenz in Mexiko, die seit 2001 als Antwort auf 

die stetig zunehmenden Anfragen mexikanischer Men-
schenrechtsverteidiger eingerichtet wurde. 

Mexiko – ein OECD-Land mit besorgnis-
erregender  Menschenrechtslage 
Die Menschenrechtssituation in Mexiko ist zwiespältig. Ei-
nerseits hat die Regierung Fox wichtige Menschenrechts-
vereinbarungen unterzeichnet und bezeichnet den Schutz 
von Menschenrechten als politische Priorität. Anderer-
seits werden Menschenrechte insbesondere in den süd-
lichen Bundesstaaten nach wie vor nicht ausreichend 
geschützt. Vor allem in marginalisierten Gebieten, etwa 
in den Bundesstaaten Chiapas, Oaxaca und Guerrero, 
sehen sich zivilgesellschaftliche Organisationen einem 
immer stärkeren Druck von staatlicher Seite ausge-
setzt. Politische Morde, Folter, Vergewaltigungen, illegale 
Verhaftungen, rassistische Diskriminierung und massive 
Einschüchterungsversuche gehen einher mit einem all-
gemeinen Klima der Straflosigkeit. 

Gewaltprävention durch internationale Beo-
bachtung und Begleitung
Die Anwesenheit von Friedensfachkräften wie Alexan-
der Blessing gibt Obtilia Eugenia Manuel die Sicherheit, 
ihre Arbeit trotz der Bedrohungen fortsetzen zu können. 
Im April 2005 beteiligte sie sich wieder an einem Work-
shop in El Camalote. In dieser abgelegenen Gemeinde 
arbeitet sie mit Frauen, die in den Dörfern und während 
der Arbeit auf den Maisfeldern der Willkür der Militärs 
ausgeliefert sind. OPIM arbeitet auf lokaler Ebene eng 
mit den traditionellen Autoritäten zusammen. 
Neben der Förderung ländlicher Entwicklungsprojekte 

M E X I KO
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liegt ein Schwerpunkt auf der Stärkung der Rechte die-
ser weitgehend ignorierten Bevölkerungsgruppe. Ohne 
das Engagement von Frauen wie Obtilia Eugenia Ma-
nuel würde die erschreckende Situation der Indigenas 
vermutlich kaum an das Licht der Öffentlichkeit dringen. 
Doch der erschwerte Zugang zur Region, die Abwesen-
heit eines funktionierenden rechtsstaatlichen Systems 
und eine starke Militarisierung bedeuten für sie ein ho-
hes Gefährdungspotenzial. Das Engagement von OPIM 
in den Dörfern ist ein erster Schritt, den Teufelskreis 
von Gewalt, Marginalisierung und ständigem Unrecht 
zu durchbrechen. So sagt Obtilia Eugenia Manuel selbst: 
„Ich will die Begleitung von pbi, weil ich dann nicht allei-
ne bin und mich sicherer fühle. Ich kann die Dinge tun, 
die ich will. Die Wahrheit ist: Ich habe Angst, dass meiner 
Familie oder einem Mitglied von OPIM etwas zustößt. 
Aber wir werden nicht aufgeben, auch wenn sie mich 
töten wollen. Ich habe mich entschlossen, diese Arbeit 
für die Gemeinden und für meine Familie weiterzuma-
chen. Ich will, dass Gerechtigkeit einkehrt.“
Die Begleitung durch pbi-Friedensfachkräfte, die sich in 
die inhaltliche Arbeit der lokalen Organisationen nicht 
einmischen, stellt ein wichtiges Element der moralischen 
und praktischen Unterstützung für die Menschenrechts-
verteidiger dar und stärkt ihre Handlungsfähigkeit. Seit 
2002 hat der Schutz von pbi für rund 20 mexikanische 
Organisationen und deren Mitarbeitende weitere Ge-
waltübergriffe verhindern können, zudem wurden mit 
Hilfe der internationalen Beobachtung und Informati-
onsarbeit die Stakeholders für die problematische Men-
schenrechtssituation in Mexiko sensibilisiert. Es versteht 
sich von selbst, dass eine solche Begleitung zum Schutz 
für Bedrohte, auch zur Absicherung der Friedensfach-
kraft, eine oft mehrmonatige Risiko- und Konfliktanalyse 
voraussetzt, die kontinuierlich aktualisiert werden muss. 

Kein Schutz ohne internationales Unterstüt-
zungsnetz 
Doch die internationale Präsenz der Friedensfachkräfte 
vor Ort hätte keine schützende Wirkung, wenn sie nicht 
durch ein breites Netz nationaler und internationaler 

Kontakte abgesichert wäre. Nur so können die Frie-
densfachkräfte Glaubwürdigkeit vermitteln und das Ver-
trauen der Beteiligten gewinnen. Nur so können sie po-
litischen Druck gegenüber potenziellen Gewaltakteuren 
aufbauen. Die stille Sanktionsmacht funktioniert, weil die 
Gewaltakteure wissen, dass die politischen Kosten eines 
Gewaltübergriffes auf begleitete Menschenrechtsverteidi-
ger ungleich höher sind als ihr Nutzen. Die Vertreter der 
staatlichen Institutionen auf Gemeindeebene, des Bundes-
staates Guerrero und der Bundesebene Mexikos werden 
über die besorgniserregende Situation der begleiteten 
Personen und die Arbeit der Friedensfachkräfte stän-
dig informiert. Im Bundesbezirk Mexiko bilden Besuche 
der ausländischen Vertretungen eine regelmäßige Auf-
gabe für Friedensfachkräfte.  Mona Bricke, eine 38-jäh-
rige Fremdsprachenkorrespondentin aus Berlin, ist seit 
Anfang 2004 im Rahmen des Zivilen Friedensdienstes 
in Mexiko. Eine ihrer Aufgaben ist es, Botschafter Arne 
Wolf über das Projekt zu informieren: in welchen Regio-
nen pbi zurzeit arbeitet, wer begleitet wird und wie die 
Situation vor Ort aussieht. Außerdem hält sie Kontakt zu 
internationalen Organisationen und den UN-Sonder-
berichterstattern, um die Arbeit vor Ort abzusichern 
und den Handlungsspielraum der Menschenrechtsver-
teidiger zu erweitern. In Deutschland unterhält pbi ein 
Unterstützungsnetz, das im Falle der Bedrohung von 
Obtilia Eugenia Manuel oder anderer mexikanischer 
Menschenrechtsverteidiger aktiviert werden kann. Ihm 
gehören überfraktionell rund 40 politische Mandatsträ-
ger aus dem Bundestag sowie zahlreiche weitere Per-
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens an.  Die Arbeit der 
pbi-Friedensfachkräfte allein kann Mexiko keinen Frie-
den bescheren – das können nur die Menschen vor Ort 
schaffen. Doch mit den Prinzipien der Nichtparteinah-
me, der Nichteinmischung und Gewaltfreiheit können 
Friedensfachkräfte die mexikanischen Bemühungen um 
den Aufbau eines würdigen Friedens wirkungsvoll und 
konfliktsensibel unterstützen. 

Alexander Blessing mit Obtilia Eugenia Manuel auf dem Weg nach El Camalote 

Im Gespräch – Friedensfachkraft Mona Bricke 
trifft den deutschen Botschafter Arne Wolf
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Ausbildung von Multiplikatoren 
in gewaltfreier Konfliktbearbeitung 

KO L U M B I E N

Am Morgen des 7. Februar 2004 gingen Jesús María 
Almeida Benítez (59) und sein Sohn Pablo Almeida 
Ruiz (26) auf ihr Feld, um Melonen zu säen. Die bei-
den Bauern aus Agua Colorada, einer kleinen ländlichen 
Gemeinde im Osten Kolumbiens arbeiteten gerade, als 
Soldaten des Armeebataillons „Caldas“ ohne Vorwar-
nung das Feuer eröffneten. Dabei wurde Jesús schwer 
verletzt. Pablo Almeida Ruiz wollte seinem Vater zur 
Hilfe eilen. Er näherte sich mit erhobenen Händen, er 
sei Landwirt, rief er und bat darum, seinem Vater hel-
fen zu können. Die Soldaten forderten ihn daraufhin auf, 
näher zu kommen. Als er nur noch 6 Meter entfernt 
war, schossen sie auf ihn. Wie sein Vater wurde Pablo 
schwer verwundet. Herbeigeeilten Familienmitgliedern 
untersagte der Kommandant des Bataillons, den beiden 
Verletzten Hilfe zu leisten. Als die Soldaten schließlich 
doch den Transport der beiden Landwirte ins Kranken-
haus erlaubten, war Jesús María Almeida Benítez bereits 
verblutet. Sein Sohn starb auf dem Weg ins Krankenhaus. 
Später gab die Militärführung an, die beiden Landwir-
te seien als Angehörige einer paramilitärischen Gruppe 
erschossen worden. Die gesamte Dorfgemeinschaft be-
zeugte aber, dass Pablo und Jesús nie einer bewaffneten 
Gruppe (Paramilitärs oder Guerilla) angehört und ihr 
ganzes Leben in Agua Colorado verbracht hatten. 

In Kolumbien herrscht seit mehr als 40 Jahren ein nicht 
erklärter Krieg, in dem die Bevölkerung zwischen die 
Fronten der staatlichen Organe, Paramilitärs und Gue-

rillagruppen geraten ist. 44 Millionen Menschen leben in 
Kolumbien, 2,5 Millionen davon sind so genannte „intern 
Vertriebene“, die innerhalb der Landesgrenzen fliehen 
mussten. 57 Prozent der Gesamtbevölkerung leben un-
ter der Armutsgrenze. Die soziale Misere und die un-
gerechte Verteilung von Eigentum und Land bilden den 
Hintergrund für den mit dem Drogengeschäft in Ver-
bindung stehenden Krieg zwischen den verschiedenen 
Akteuren der Gewalt.

Die bewaffneten Akteure des Krieges sind die Militärs, 
paramilitärische Verbände und mehrere ursprünglich 
links gerichtete Guerillagruppen. Die Guerillas treten 
zwar verbal für eine strukturelle Veränderung im Land 
ein, setzen dabei jedoch gewaltsame Mittel wie Ter-
roranschläge, Entführungen und Morde ein. Die rech-
ten Paramilitärs ringen mit der Guerilla auf Kosten der 
Zivilbevölkerung um die Kontrolle ganzer Landstriche, 
zum Teil auch mit Duldung des Militärs. In beiden Grup-
pen stehen Minderjährige unter Waffen, hunderttausen-
de von Kindern sind Opfer der Vertreibungen. Die Men-
schenrechtssituation ist seit Jahrzehnten katastrophal: In 
den letzten Jahren wurden durchschnittlich 30.000 Mor-
de pro Jahr verübt, davon mehr als 3.000 aus politischen 
Gründen. Organisationen, Gruppen und Einzelpersonen, 
die die soziökonomischen Bedingungen der armen Be-
völkerungsschichten zu bessern suchen, geraten in Geg-
nerschaft zu der Drogenmafia, der Guerilla, den Parami-
litärs und dem Militär. Das hat zur Folge, dass Engagierte 
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der Gewerkschaften, Bauernführer und Menschenrecht-
ler oder Lehrer und Journalisten bedroht, verschleppt, 
gefoltert und ermordet werden. Die aktuelle Regierung 
des Präsidenten Alvaro Uribe setzt in der Eindämmung 
des Binnenkonfliktes auf eine Doppelstrategie. Diese 
beinhaltet zum einen die Durchsetzung des staatlichen 
Gewaltmonopols („Politik der harten Hand“). Dies soll  
mit militärischen Offensiven erreicht werden, bei de-
nen es auch zu Menschenrechtsverletzungen kommt 
und bei denen die Zivilbevölkerung im Kreuzfeuer der 
Konfliktparteien steht. Zum anderen führt die Regie-
rung Reformvorhaben durch und bietet den illegalen 
Gewaltgruppen Verhandlungen an. Ein im Juni 2005 ver-
abschiedetes Gesetz, auf dessen Grundlage alle illegal 
bewaffneten Gruppen und Verbände aufgelöst und ihre 
Kämpfer in die Gesellschaft reintegriert werden sollen, 
entspricht aus Sicht von Menschenrechtsorganisationen  
nicht den völkerrechtlichen Standards zu Wahrheit, Ge-
rechtigkeit und Entschädigung der Opfer.

Gewalt wird selbstverständlich
Das Schicksal von Jesús María Almeida Benítez und 
Pablo Almeida Ruiz und ihrer Familie ist kein Einzelfall, 
sondern steht exemplarisch für Menschenrechtsver-
letzungen im ganzen Land, wie sie auch die paramili-
tärischen Gruppen oder die Guerrillas begehen. Diese 
Menschenrechtsverletzungen zerstören in vielen Fällen 
das soziale Gefüge, so dass die Betroffenen daraufhin 
häufig ihr Land verlassen. 

Die vertriebenen Familien – insgesamt inzwischen 2,5 
Millionen Menschen – befinden sich in einer dramati-
schen Situation. Auch unter denjenigen, die nicht direkt 
von den Vertreibungen betroffen sind, nimmt die Be-

reitschaft zur Gewaltanwendung immer mehr zu. Vor 
dem Hintergrund der jahrzehntelangen massiven Ge-
walterfahrungen wird der Einsatz von Gewalt auch bei 
kleineren Konflikten – selbst in den Familien – immer 
selbstverständlicher. 

In dieser Situation haben viele Nichtregierungsorganisa-
tionen (NGOs) und Sozialpastorale erkannt, wie wichtig 
gewaltfreie Konfliktlösungsstrategien sind, wenn es ei-
nen Weg zum Frieden geben soll. 

Schulen des Friedens
Fundación PODION, ein kirchennahes Beratungs- und 
Weiterbildungsinstitut, eine Nichtregierungsorganisation 
in Bogotá, arbeitet in der Erwachsenenbildung und be-
rät bzw. qualifiziert 95 Programme im Land. PODION 
engagiert sich seit einigen Jahren für den Aufbau von 
Kapazitäten für gewaltfreie Konfliktlösung – eine Perso-
nal- und Organisationsentwicklung, die Veränderungs-
prozesse hin zu mehr Demokratie bewirkt. Außerdem 
erforscht und vermittelt PODION gewaltfreie Metho-
den des Widerstandes für die verschiedenen Initiativen, 
Gruppen und Organisationen der Zivilgesellschaft und 
der Kirche. Die Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungs-
hilfe e.V. arbeitet seit Jahren in enger Kooperation mit 
dieser Nichtregierungsorganisation zusammen. 

Seit dem Jahr 2002 führt PODION unter dem Namen 
„Escuelas para Formadores en Democracia y Paz“ ein 
Ausbildungs- und Multiplikationsprogramm für gewalt-
freie Konfliktbearbeitung, Friedens- und Demokratisie-
rungsarbeit durch. Dies geschieht in Zusammenarbeit 
mit Institutionen in elf Regionen Kolumbiens. Damit er-
reicht PODION etwa ein Drittel des Landes mit seiner 

Arbeit. PODION wird dabei von 
zwei Fachkräften des Zivilen Frie-
densdienstes unterstützt, die beide 
viel Erfahrung im Bereich Konflikt-
bearbeitung in Lateinamerika mit-
bringen: der Sozialarbeiter Christof 
Wünsch, der auf langjährige Erfah-
rungen zum Beispiel als Streetwor-
ker in Guatemala zurückgreifen 
kann und dort auch eine nationa-
le Gemeinwesenorganisation mit 
aufgebaut hat und die Pädagogin 
Gisela Butsch, die ihre Erfahrung aus 
20 Jahren Sonderschulen-Arbeit in 
Deutschland sowie ihrer Tätigkeit in 
einer Sonderschule in Ecuador ein-
bringen kann. Die beiden Fachkräf-
te arbeiten an der Entwicklung des 
Curriculums und an der Durchfüh-
rung der Schulungseinheiten mit 

Teilnehmende der Multiplikatorenausbildung während eines Seminars in Cali
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sowie bei der Beratung und Su-
pervision. Im Rahmen der zweijäh-
rigen Aus- und Weiterbildung ha-
ben die Trainer/innen zusammen 
mit Gisela Butsch und Christof 
Wünsch insgesamt 54 Multiplikato-
ren geschult. Je vier bis fünf dieser 
Multiplikatoren arbeiten als lokale 
Equipe bei Nichtregierungsorgani-
sationen und in der „Pastoral So-
cial“ verschiedener Diözesen. Jede 
Equipe betreut mindestens eine, 
meist mehrere lokale „Escuelas 
de Paz“ die pro Jahr jeweils ca. 25 
Personen – meist lokale Führungs-
persönlichkeiten – weiterbilden. 
Bisher betreuen die Fachkräfte 
landesweit 24 Friedensschulen. Über das Training hinaus 
begleiten sie die Tutoren-Equipes bei der praktischen 
Anwendung des Gelernten. 

Sichtbare Erfolge 
Die Inhalte der Multiplikatorenausbildung wie auch der 
„Escuelas de Paz“ konzentrieren sich insbesondere auf 
die Themenbereiche gewaltfreie Konfliktbearbeitung, 
Menschenrechte und psychosoziale Folgen von Gewalt-
handlungen. So behandeln die Seminare beispielsweise 
Fragen wie „Was ist ein Konflikt?“, erläutern die Phasen 
der Mediation oder verdeutlichen, wie eine gewaltfreie 
Aktion aussehen kann. Zusätzlich hat PODION für alle 
54 Tutoren drei Seminare zu den Themen Pädagogik, 
Staatsbürgerkunde und Versöhnung angeboten. 
Mittlerweile liegen zahlreiche Anfragen aus anderen 
Regionen des Landes vor – zum Beispiel von sozialen 
Einrichtungen, Kleinbauernorganisationen oder Ausbil-
dungszentren, die in ihrer täglichen Arbeit immer wieder 
mit dem bewaffneten, sozialen und politischen Konflikt 
in Kolumbien konfrontiert werden und eine systema-
tische Ausbildung benötigen. Deshalb baut PODION 
gemeinsam mit Christof Wünsch und Gisela Butsch 
sein Angebot seit Anfang 2005 aus. Bis 2007 wollen 
sie mindestens 39 zusätzliche Multiplikatoren aus- und 
weiterbilden, mindestens 12 zusätzliche „Escuelas de 
Paz“ einrichten. Der beste Antrieb für die Zukunft ist 

der spürbare Erfolg der PODION-Arbeit: Interviews 
mit Besuchern der Friedensschulen haben gezeigt, dass 
die Teilnehmenden ihre soziale Kompetenz festigen und 
ihre Arbeit als Führungspersönlichkeit innerhalb von 
Gemeinden oder Organisationen stärken konnten. Die 
Ausbildung versetzte einige Multiplikatorenteams erst in 
die Lage, konkrete juristische Maßnahmen zur Wahrung 
der Menschenrechte gegenüber dem Staat anzumel-
den. 

So auch im Fall von Jesús und Pablo aus Agua Colorado. 
Die von den Friedensschulen ausgebildeten Multiplika-
toren Edelmira Hernandez und Isabel Barón betreuen 
die Hinterbliebenen der beiden Opfer im Rahmen ihrer 
Arbeit in der Sozialpastoral der Diözese Málaga-Soata. 
Sie arbeiten mit ihnen die psychosozialen Folgen dieses 
Verbrechens auf und beraten sie in juristischen Fragen, 
damit die Verantwortlichen der beiden Morde vor ei-
nem zivilen Gericht zur Rechenschaft gezogen werden. 
Die Arbeit der Friedensschulen und der ausgebildeten 
Equipe der Sozialpastoral hat auch ermöglicht, dass 
sich die gesamte Dorfgemeinschaft aus Agua Colorado 
nicht einschüchtern ließ, sondern gemeinsam und mit 
konkreten Aktionen die Familien der beiden Landwirte 
unterstützt, die Rechte der Opfer einfordert und Men-
schenrechtsverletzungen in ihrem Gemeindegebiet pu-
blik macht.

Auch im Spezialisierungskurs für Traumaarbeit kommen kreative Methoden zur Anwendung
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Kleinwaffen als Statussymbole in Konflikten

„Eines Nachts, als ich gerade friedlich schlief, kamen zwei 
Männer zu meinem Haus. Sie erschossen meinen Vater 
und schlugen meine Mutter mit ihren AK59er-Geweh-
ren. Durch das Rufen meiner Schwester wachte ich auf 
und sprang aus dem Bett. Hastig gab sie mir ein langes 
Messer, danach lief sie los, um den Dorfchef zur Hilfe 
zu holen. Aber niemand kam. Alle hatten Angst, weil die 
Angreifer bewaffnet waren. Auf einmal sah ich, wie die 
Männer wegliefen. Unser Motorrad nahmen sie nicht 
mit, dafür aber die goldene Kette meiner Mutter.“
(Geschichte eines 18-Jährigen aus Banteay Meanchey, 
aufgezeichnet von WGWR, Working Group for Weapons 
Reduction)

Gewalttaten wie diese sind in Kambodscha an der Ta-
gesordnung. Sie sind Beleg für eines der großen Pro-
bleme, mit dem das Land zu kämpfen hat: der häufige 
Missbrauch von Kleinwaffen. Laut einer Schätzung von 
Juli 2004 sind in Kambodscha 400.000 bis 900.000 Klein-
waffen im Umlauf. Genaue Zahlen kennt niemand. Viele 
Waffen sind in illegalem Besitz. In dem südostasiatischen 
Land, das auf 30 Jahre Bürgerkrieg zurückblickt, in dem 
bis 1997 versprengte Rote Khmer kämpften und das 
noch immer auf die Aufarbeitung des Genozid wartet, 
ist politische, soziale und kriminelle Gewalt an der Tages-
ordnung. Die generelle Sicherheitslage ist prekär. Dazu 
tragen das nicht funktionierende Rechtssystem, extreme 
Korruption und eine wachsende Kluft zwischen Arm 
und Reich bei. 

Internationale und kambodschanische Nichtregierungs-
organisationen (NRO) haben die Kleinwaffenproble-
matik und mögliche Antworten darauf im Januar 1998 
erstmals im Rahmen einer Studie durchleuchtet. Dabei 
stellte sich heraus, dass eine große Anzahl illegaler Waf-
fen von der Zivilbevölkerung, von Beamten, aber auch 
von Soldaten, Polizisten und Militärpolizei verwendet 
wird. Eine weitere Erkenntnis: Kleinwaffen sind in Kam-
bodscha die viertgrößte Ursache von Verletzungen und 
Todesfällen und rangieren noch vor Landminen.

Traditionelle Konfliktlösung stirbt aus
Die Zivilbevölkerung betrachtet Waffen mehr und mehr 
als geeignetes Mittel zur Lösung von Konflikten. Von der 
Gewaltherrschaft der Roten Khmer besonders betrof-
fen war die heute ältere Generation. Es gibt nur noch 
wenige ältere Menschen, die traditionelle Konfliktlö-
sungsmechanismen kennen. 
Gleichzeitig werden Waffen mehr und mehr als Status-
symbol betrachtet. Sie sind in der kambodschanischen 
Hauptstadt Phnom Penh sehr leicht zugänglich und 
preisgünstig zu bekommen. In einigen Gebieten des Lan-
des besitzt jeder dritte Haushalt eine Waffe.
Um dieser Entwicklung zu begegnen, empfahlen Nicht-
regierungsorganisationen in ihrer Studie eine Kampagne 
zur Kleinwaffenreduzierung und zur Anwendung alter-
nativer Problemlösungsmechanismen. Daraufhin initiier-
ten einheimische und internationale Organisationen im 
August 1998 eine informelle Arbeitsgruppe zur Klein-

K A M B O D S C H A
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waffenreduzierung, die Working Group for Weapons 
Reduction (WGWR). 1999 nahm sie ihre Arbeit auf. 
Seit Juni 2002 offiziell als unabhängige NRO anerkannt, 
ist die WGWR die erste zivilgesellschaftliche Initiative 
in Kambodscha – und eine der wenigen NRO in Süd-
ostasien, die im Bereich Reduzierung und Kontrolle von 
Kleinwaffen tätig ist. Die Projektaktivitäten sollen dazu 
beitragen, ein öffentliches Bewusstsein zum Thema Waf-
fenbesitz und gewaltfreie Konfliktbearbeitung in Kam-
bodscha zu schaffen und die Entwicklung eines Systems 
zur öffentlichen Kontrolle von Waffen sowie den von 
der Regierung betriebenen Entwaffnungsprozess zu un-
terstützen. 

Friedenspädagogik und Öffentlichkeitsarbeit
Zwei Friedensfachkräfte des DED unterstützen seit 
Anfang 2002 die WGWR. In den vergangenen drei 
Jahren haben sie in Zusammenarbeit mit der WGWR 
viel erreicht: Im Bereich Friedenspädagogik hat Marcos 
Smith ein Curriculum für Schulen entwickelt. Lehrer und 
Mitarbeiter von Nichtregierungsorganisationen können 
an friedenspädagogischen Trainings der WGWR teilneh-
men, Kinder und Jugendliche haben Zugriff auf Bücher 
zum Thema Kleinwaffenreduzierung. 
Auch die Informations- und Aufklärungsarbeit macht 
Fortschritte: Die WGWR stellte eine Medienkampagne 
zum Thema Waffenbesitz, Waffenkontrolle und Entwaff-
nung auf die Beine. Hier erstellten Gabi Otterstetter 
und ihre Nachfolgerin Sofia Hedlund verschiedene Me-

dien für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit – die so 
erreichte Öffentlichkeitswirkung zwang die Regierung, 
das Thema Kleinwaffen und Sicherheit offensiv und en-
gagiert anzugehen. 
Diese ersten Schritte bereiteten den Weg hin zu einer 
verstärkten Lobby- und ‚Advocacyarbeit’ zur Kleinwaf-
fenreduzierung. In Workshops, Konferenzen und Kam-
pagnen organisierte die WGWR den Austausch zwi-
schen Zivilbevölkerung und Regierung. Sofia Hedlund 
hatte großen Anteil an der Planung und Gestaltung die-
ser Veranstaltungen. Beraten durch die Fachkräfte bau-
te die Working Group eine Kleinwaffen-Datenbank für 
Kambodscha auf. Indem sie die lokale Medienberichter-
stattung auswerteten und Umfragen in der Bevölkerung 
durchführten, gelang ihnen eine tägliche Erfassung der 
Kleinwaffenvorfälle. Parallel liefen Forschungsarbeiten 
der WGWR zu negativen Wirkungen von Kleinwaffen 
auf Frauen und Kinder, auf die urbane Sicherheit und auf 
den Lebensunterhalt. 
Besonders diese Dokumentations- und Forschungsakti-
vitäten zu Kleinwaffen liefern erste zuverlässige Informa-
tionen über die Ausbreitung, die Hintergründe und die 
negativen Wirkungen von Kleinwaffenbesitz und -miss-
brauch in Kambodscha. Diese Ergebnisse bilden als Ar-
gumentationshilfen die Grundlage der ‚Advocacyarbeit’ 
zur Kleinwaffenreduzierung auf allen Ebenen: gegenüber 
Regierungs- und Sicherheitsangehörigen sowie gegenü-
ber der Zivilgesellschaft. Die Lobby- und Kampagnenar-
beit, und nicht zuletzt das friedenspädagogische Element, 
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hat in der Bevölkerung das Bewusstsein über negative 
Wirkungen des „gun-misuse“ erhöht. Auf Seiten der 
Regierung hat die Arbeit zu einer größeren Bereit-
schaft beigetragen, sich für die Waffenreduzierung und 
-kontrolle stärker einzusetzen. Eine nationale Kommis-
sion sowie ein Komitee auf Provinzebene sind etabliert 
und haben mit der Einsammlung und Zerstörung von 
Waffen begonnen – eine Entwicklung, die sicher auf das 
Engagement der WGWR zurückzuführen ist. Bis Ende 
2005 wurden knapp 180.000 Waffen vernichtet. Geht 
man von den oben genannten 400.000 bis 900.000 
zirkulierenden Kleinwaffen aus, ist das ein bemerkens-
werter Anfang. Ende April 2005 hat die Regierung ein 
neues Waffengesetz verabschiedet – ein Erfolg, auf den 
die WGWR mit Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit, mit 
Monitoring und ‚Advocacy’ zwei Jahre hingearbeitet hat. 
Die Workshops und Konferenzen verbesserten maß-
geblich den Austausch über die Sicherheits- und Klein-
waffenproblematik zwischen der Zivilgesellschaft und 
Regierungs- und Sicherheitsangehörigen auf nationaler 
und lokaler Ebene. Sowohl formelle als auch informelle 
Begegnungen, Diskussionen und Gespräche gehen im-
mer häufiger nicht nur von der WGWR, sondern auch 
von den offiziellen Stellen selbst aus. Die Nationale 
Kommission hat der WGWR – einer Nichtregierungs-
organisation – eine schriftliche Kooperationsbestätigung 
übermittelt. Diese offizielle Einbeziehung einer NRO ist 
in Kambodscha ungewöhnlich und bedeutet eine große 
Anerkennung. WGWR-Aktivitäten im Einsatz für den 
Frieden haben auf diese Weise eine gute Chance, von 
offiziellen Stellen nicht nur genehmigt, sondern sogar 
unterstützt zu werden. 

Verhaltensänderung braucht einen langen Atem
Trotz dieser positiven Entwicklungen spielt Gewalt 
durch Kleinwaffen nach wie vor eine große Rolle bei 
der Lösung von Konflikten in Kambodscha. Das Mo-
nitoring der WGWR hat ergeben, dass Waffenmiss-
brauch im ersten Quartal 2005 im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum merklich angestiegen ist. Daher wird 
die WGWR die Verbreitung friedlicher Problem- und 
Konfliktlösungsmechanismen bei der Landbevölkerung 
durch Friedens- und Entwaffnungserziehung in den 
Schulen und Informationsarbeit zusammen mit ande-
ren NRO-Netzwerken intensivieren. So werden auch 
Analphabeten und die von Waffengewalt besonders be-
troffenen Frauen erreicht. Auch auf den illegalen, straf-
baren Waffenbesitz will die WGWR noch intensiver und 
nachhaltiger hinweisen. 

Die ‚Advocacyarbeit’ gegenüber der Regierung und den 
zivilen Akteuren soll noch einmal verstärkt werden. Ziel 
ist es, dass der ins Leben gerufene Nationale Aktionsplan 
zu den Themen Sicherheit und Kleinwaffenreduzierung 
auch umgesetzt wird. Dieser umfasst auch ein neues, 
restriktiveres Waffengesetz. Erste Informationsveranstal-
tungen haben bereits stattgefunden. Zusätzlich arbeitet 
die WGWR darauf hin, dass sich Kambodscha stärker 
als bisher im Kampf gegen den illegalen Waffenhandel in 
Südostasien engagiert. 

Kleinwaffen werden zum Thema

Bildung statt Kleinwaffen
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Wenn Rückzug ein Gewinn ist – lokale Friedensnetze 
übernehmen Verantwortung

KO S OVO

Nach fünf Jahren übergibt die Friedensfachkraft Silke 
Maier-Witt ihr ZFD-Projekt im Kosovo an Nehari Sharri, 
langjähriger lokaler Mitarbeiter deutscher Friedensfach-
kräfte. Das Engagement ihres Nachfolgers wird die in Bel-
grad angesiedelte Südosteuropa-Regionalkoordination 
des forumZFD weiterhin unterstützen. „Die Übergabe 
der Verantwortung und des Büros in lokale Hände war 
für mich ein sehr positives Erlebnis“, berichtet Silke Mai-
er-Witt. „Zwar bedeutet dies das Ende meines Vertra-
ges, aber ich hatte ja fünf Jahre darauf hingearbeitet, dass 
die Menschen hier in der Region selbst die Arbeit des 
ZFD in die Hand nehmen und weiterentwickeln.“ 

Die Eskalation des Konflikts zwischen der albanischen 
Bevölkerung und dem serbischen Staatsapparat im Koso-
vo begann spätestens 1989,  als Milosevic die gespannte 
Lage in der Provinz ausnutzte, um sich politische Unter-
stützung zu sichern. Die Bereitschaft zum Dialog erreich-
te mit den beginnenden gewaltsamen Aktionen der ko-
sovarischen Befreiungsarmee UCK und der Repression 
durch serbische Sicherheitskräfte einen neuen Tiefpunkt. 
Nach der militärischen Intervention der NATO wurde 
die Provinz unter die Verwaltung der UNO (UNMIK) 
gestellt. Die albanische Bevölkerung kehrte zurück, viele 
Serben aber hatten das Land verlassen oder lebten als 
Flüchtlinge in Enklaven, bewacht von der KFOR. Auch 
die im Kosovo lebenden Bosniaken waren verunsichert 
und wagten es kaum, sich zum Beispiel durch ihre Spra-
che in der Öffentlichkeit zu erkennen zu geben. Trotz 

der Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft 
zur Befriedung Kosovos und zur Rückkehr der Flüchtlin-
ge kam es im März 2004 zu schweren Ausschreitungen 
gegen die serbische Bevölkerung. Bis heute setzen sich 
die Konflikte rund um Vertreibungen, Menschenrechts-
verletzungen und Kriegsverbrechen fort. Jetzt liegen die 
Konfliktlinien nicht nur zwischen den verschiedenen 
ethnischen Gruppen und Regierungen, sondern auch 
zwischen Flüchtlingen, Binnenvertriebenen und der an-
sässigen Bevölkerung; zwischen Opfern von Menschen-
rechtsverletzungen und Kriegsverbrechern; zwischen 
staatlichen Institutionen der eigenen oder der jeweils 
anderen Regierung. 

Die ethnozentrische Parteienlandschaft, die schwache 
Zivilgesellschaft und die desolate wirtschaftliche Lage 
erschweren die Lösung der zahlreichen Probleme der 
unter UN-Verwaltung stehenden Provinz. Darüber hi-
naus fehlen Strukturen, die eine kollektive Aufarbeitung, 
ein Benennen von Unrecht während der Kriege ermög-
lichen. Auch die hohe Zahl von Vermissten auf beiden 
Seiten belastet den Blick in die Zukunft, in der in abseh-
barer Zeit Gespräche über den zukünftigen Status des 
Kosovo beginnen sollen.

Aufbau entlang der Konfliktlinien
In Prizren, der drittgrößten Stadt Kosovos, hat das fo-
rumZFD ein unabhängiges Büro aufgebaut. Als Mittler 
konnten die Friedensfachkräfte insbesondere zu Beginn 
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die Funktion einer dritten Partei wahr-
nehmen und wertvolle Kontakte zwischen 
Friedenswilligen auf allen Seiten knüpfen. 
Von Beginn an unterstützten einheimische 
Mitarbeiter die Arbeit der Fachkräfte im 
Zivilen Friedensdienst und wirkten als 
wichtiges lokales und kulturelles Korrektiv. 

Ziel aller ZFD-Aktivitäten ist es, diejenigen 
einheimischen Gruppen und Einzelperso-
nen zu stärken, die sich für einen friedli-
chen Wandel im Kosovo einsetzen. Zu 
Beginn des Projekts stand die Vermittlung 
grundlegender Kenntnisse und Methoden 
der gewaltfreien Konfliktbearbeitung im 
Vordergrund: Stärkung des gegenseitigen 
Vertrauens, Ermächtigung zum Dialog und 
Mediation, die den Konfliktparteien dabei 
hilft, ihre eigenen Regelungen zu finden. 
Gelungen ist das zum Beispiel im Fall der 
Familien Blagica und Hysnije. Die Blagicas 
waren wie viele andere serbische Familien nach dem 
Ende des Krieges 1999 gezwungen, ihr Haus in Priz-
ren zu verlassen. Sie fanden eine Unterkunft in einem 
Sammellager im serbischen Bresovic’/Bresovica. Die al-
banische Familie Hysnije musste während des Krieges 
den Kosovo verlassen und vorübergehend in Albanien 
Schutz suchen. Als sie zurückkehrten, fanden sie ihr Haus 
in Radost zerstört vor und hatten keine Möglichkeit, es 
wieder aufzubauen. Sie gingen nach Prizren, suchten 
eine Unterkunft und fanden die Wohnung der Blagicas. 
Seitdem leben sie dort. Die Hysnijes wissen, dass ihnen 
die Wohnung nicht gehört. Ihre Eigentümer kennen sie 
nicht – nur der Name Blagica ist ihnen ein Begriff, denn 
er steht immer noch auf der Telefonrechnung. Den vor-

programmierten Konflikt zwischen den Vertriebenen 
hat eine Mediation verhindert. Lokale Mitarbeiter, aus-
gebildet auch von Silke Maier-Witt, haben mit den bei-
den Familien eine Vereinbarung getroffen: Die Hysnijes 
erklärten ihre Bereitschaft, das Eigentum der Blagicas zu 
verlassen, sobald eine geeignete Unterkunft verfügbar 
ist. Die Blagicas sind bereit, solange mit ihrer Rückkehr 
zu warten. Beide Familien verpflichteten sich, mit den 
lokalen Mediatoren zusammenzuarbeiten, um eine für 
beide Seiten zufrieden stellende Lösung zu finden. 

Strategische Beratung
Das Büro des forumZFD begegnet einem wachsenden 
Bedarf an strategischer Beratung für die Gruppen, die 

sich für eine Aufarbeitung des Konflikts und 
für multiethnische Zusammenarbeit enga-
gieren. Den richtigen Zeitpunkt für neue Ini-
tiativen erkennen, sich klar werden über die 
eigenen Ziele, über mögliche Unterstützer 
und bevorstehende Schwierigkeiten geplan-
ter Aktionen – dies sind Themen der Bera-
tungsgespräche mit Zielgruppen wie KONI, 
der „Kosovo Organisation for New Initiati-
ves“, der Jugendgruppe „Fisniket“ oder der 
Frauenorganisation „Dora-Dores“. Diese 
Organisationen sind alle aus der direkten 
Arbeit der Friedensfachkräfte entstanden. 
Durch Einzelgespräche, Runde Tische, Dis-
kussionen, Mitgliederversammlungen, Su-
pervision und Coaching unterstützen die 
Fachkräfte Mitglieder unterschiedlicher ge-
sellschaftlicher Kräfte bei der selbständigen 
Durchführung ihrer Projekte und halfen bei 

Brennende Häuser. Kinderängste. Hilfeschrei.

Interview mit Friedenskraft. Silke Maier-Witt in Prizren



34

der Weiterentwicklung ihrer Trainings in ziviler 
Konfliktbearbeitung.

Entschuldigung als Erfolg
Einen wesentlichen Aspekt, weshalb mehr und 
mehr Organisationen die Unterstützung des 
forumZFD erbitten, nennt Silke Maier-Witt: 
„Nach einer Zeit der Implementierung, der 
Kontaktaufnahme zu einzelnen lokalen Initiativen 
hat sich schnell herumgesprochen, dass wir mit 
dem Ansatz ZFD mehr als andere auf die Be-
dürfnisse der Bevölkerung im Kosovo eingehen. 
Wir haben von Anfang an das Ziel verfolgt, mit 
ihnen gemeinsam etwas zu entwickeln, so dass 
die Menschen nicht sozusagen am Spielfeldrand 
stehen und zuschauen müssen, was denn die 
‚Internationalen’ so anstellen.“ Der Erfahrungs- 
und Informationsaustausch mit internationalen 
Akteuren, insbesondere der Gebergemeinschaft, 
ist deshalb ein wesentlicher Teil der Arbeit, um 
die Konfliktsensitivität der Geber zu erhöhen.
Silke Maier-Witt resümiert: „Der größte Erfolg 
unserer Arbeit ist, die Gruppen soweit gebracht 
zu haben, dass sie die Ziele des ZFD weiter ver-
folgen. Sie suchen nach Wegen, weitere Men-
schen zu ermutigen, zunehmend Provokationen 
und Gewalt zu widerstehen und sich für eine 
konstruktive und gewaltfreie Lösung einzuset-
zen”. Nehari Sharri ergänzt: „Der Großteil der 
Gruppen und Menschen, mit denen die mittler-
weile acht Fachkräfte in unterschiedlichen Or-
ten des Kosovo gearbeitet haben, hat sich nicht 
an den gewaltsamen Ausschreitungen im März 
2004 beteiligt“. So sind Frauen der lokalen Partneror-
ganisation Hareja nach den Unruhen im März 2004 in 
Begleitung der Fachkräfte des forumZFD zu Serbinnen 
gegangen und haben sich entschuldigt. 

Nehari Sharri führt seit März 2005 eines der beiden 
Projektbüros in eine neue Projektphase. Die Überga-
be der Projektverantwortlichkeit in lokale Hände ist ein 
Beispiel für den langfristigen Aufbau lokaler Personalka-

pazitäten. Ziel ist es, dazu beizutragen, dass die einhei-
mischen Friedensorganisationen zu einer hörbaren und 
starken Stimme in der Gesellschaft des Kosovo werden. 
So können mehr Menschen den Mut finden, sich vom 
Druck der Familie und der herrschenden Meinung so 
weit zu befreien, dass sie mit Gleichgesinnten auf die an-
dere ethnische Gruppe zugehen und nach Wegen zum 
friedlichen Zusammenleben suchen. 

Zeugen der Gewalt. Gewöhnung an das Unvermeidliche?
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